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7 . Der Zentrumsantrag auf Aufhebung des ganzen

Jeſuitengeſetzes

iſt ſchon am 14 . Februar 1912 eingebracht worden , alſo ſofort zu

Beginn des neugewählten Reichstages überhaupt . Am 19 . Februar
1913 iſt er in allen drei Leſungen mit großer Mehrheit angenom⸗

men worden . Abg . Dr . Spahn begründete dieſen Antrag als eine

Forderung der Gerechtigkeit und der Parität :
„ Wir wollen im Intereſſe des geſamten deutſchen Vaterlandes die Auf⸗

hebung des Geſetzes zur Wahrung voller Glaubensfreiheit , zur Wahrung der

Rechte unſerer Biſchöfe , zur Wahrung der Rechte der katholiſchen Kirche . Die

Wahrung der vollen Glaubensfreiheit wollen wir nach doppelter Richtung
hin : wir wollen , daß der einzelne Deutſche , der Jeſuit werden will , nicht
gehindert werde , dies in Deutſchland zu ſein ; wir wollen aber auch , daß
der Katholik , der ſein religiöſes Bedürfnis bei einem Jeſuiten befriedigen
will , in die Möglichkeit verſetzt werde , dies zu tun . Das ſind die Wünſche ,
die uns bei unſerem Antrage leiten , und ich hoffe , daß der Reichstag in

ſeiner Geſamtheit die Berechtigung dieſer Wünſche anerkennen und unſerem
Antrage ſtattgeben wird . “

( 116. Sitzung vom 19. Februar 1913 St . B. S. 3911 )

Die Sozialdemokraten ſprachen ſich für gänzliche Aufhebung
des Geſetzes auf ; die Nationalliberalen lehnten jedes Entgegen⸗
kommen ab, ebenſo beſtimmt die Konſervativen und die Reichs⸗
partei . Die Volkspartei ließ erklären :

„ Ein kleinerer Teil meiner politiſchen Freunde wird für die Aufhebung
des § 1 vor allem deshalb ſtimmen , weil er es als ein Ausnahmegeſetz be⸗

trachtet , und weil er die Anſchauung vertritt , daß die Aufrechterhaltung des
Reſtes des Geſetzes bei der ihm gegebenen Auslegung ohne praktiſche Be⸗
deutung ſei . Die große Mehrheit der Fraktion lehnt dagegen die Aufhebung
des § 1 des Geſetzes ab . “

Flit die Aufhebung des Geſetzes ſtimmten Zentrum , Polen ,
Elſäſſer , Sozialdemokraten , von der Volkspartei v. Payer , Bra⸗

bant , Kerſchenſteiner , Haas lerklärte ſich ſpäter hierfür ) . Der

katholiſche liberale Abg . Thoma enthielt ſich der Stimme . Der

volksparteiliche Antrag :

8 „Die landesrechtlichen Vorſchriften über den Orden der Geſellſchaft
Jeſu bleiben unberührt , ſoweit ſie nicht mit der Reichsgeſetzgebung in Wider⸗
ſpruch ſtehen . “

wurde mit großer Mehrheit abgelehnt . Das Zentrum hat mit

dieſem Ausgang der Jeſuitendebatte der zwei letzten Jahre einen

großen Erfolg errungen ; der Bundesrat nahm freilich zu dem

Beſchluß des Reichstags noch keine Stellung ; dieſe ſoll erſt im

Herbſte erfolgen .
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